6. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise


(Belgisches Staatsblatt vom 22. Juni 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


6. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Aufgrund des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern, des Artikels 57/43 § 1 Absatz 2, eingefügt durch das Gesetz vom 10. März 2024;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise;

Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 2. Mai 2024;

Aufgrund des Einverständnisses der Ministerin des Haushalts vom 8. Mai 2024;

Aufgrund des Gutachtens Nr. 76.499/4 des Staatsrates vom 12. Juni 2024, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

Auf Vorschlag der Ministerin des Innern und der Staatssekretärin für Asyl und Migration


Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


Artikel 1 - In Kapitel 3 des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise wird ein Abschnitt 6 mit der Überschrift "Befugnisse, die dem Generalkommissar zur Abgabe der in Artikel 57/41 § 1 des Gesetzes erwähnten Stellungnahme übertragen werden" eingefügt.


Art. 2 - In Abschnitt 6 wird ein Artikel 35/5 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 35/5 - § 1 ­ Hält der Generalkommissar eine persönliche Anhörung für erforderlich, wird der Betreffende per Einschreiben oder per Boten gegen Empfangsbestätigung an seinem tatsächlichen Wohnort zu einer persönlichen Anhörung vorgeladen. Diese persönliche Anhörung kann frühestens acht Tage nach der Notifizierung stattfinden.

In Abweichung vom vorhergehenden Absatz kann eine persönliche Anhörung frühestens zwei Tage nach Notifizierung der Vorladung stattfinden, wenn sich der Betreffende an einem bestimmten Ort, wie in den Artikeln 74/8 oder 74/9 des Gesetzes erwähnt, befindet oder im Hinblick auf seine Ausweisung von einer in Artikel 68 des Gesetzes erwähnten Sicherheitsmaßnahme betroffen ist.

Wenn der Betreffende, der sich an einem bestimmten Ort, wie in den Artikeln 74/8 oder 74/9 des Gesetzes erwähnt, befindet oder im Hinblick auf seine Ausweisung von einer in Artikel 68 des Gesetzes erwähnten Sicherheitsmaßnahme betroffen ist, zu einer persönlichen Anhörung aus der Ferne vorgeladen wird, teilt er dem Generalkommissar seinen Einwand so schnell wie möglich mit. In allen anderen Fällen, in denen der Betreffende zu einer persönlichen Anhörung aus der Ferne vorgeladen wird, findet für die Mitteilung des Einwands die in Artikel 12/1 § 2 Absatz 1 und 2 festgelegte Frist Anwendung.

§ 2 - Zur Information wird gegebenenfalls eine Kopie der Vorladung durch gewöhnlichen Brief, per Fax oder per elektronische Post an den Rechtsanwalt des Betreffenden gesendet.

§ 3 - Bei der persönlichen Anhörung eines begleiteten Minderjährigen sind nur der Bedienstete, der Minderjährige, die Person, die über den Minderjährigen die elterliche Autorität, die Vormundschaft aufgrund des nationalen Gesetzes des Minderjährigen beziehungsweise die spezifische Vormundschaft nach belgischem Gesetz ausübt, und gegebenenfalls ein Dolmetscher, der Rechtsanwalt des Minderjährigen und eine einzige Vertrauensperson anwesend.

Der Bedienstete kann sich der Anwesenheit der Person, die über den Minderjährigen die elterliche Autorität, die Vormundschaft aufgrund des nationalen Gesetzes des Minderjährigen beziehungsweise die spezifische Vormundschaft nach belgischem Gesetz ausübt, widersetzen, wenn das Wohl des Kindes dies erfordert.

§ 4 - Bei der persönlichen Anhörung vergewissert sich der Bedienstete, ob keine Einwände dagegen bestehen, dass der Betreffende von einer Person anderen Geschlechts angehört wird. Wird der zur Begründung dieses Einwands angeführte Grund für triftig erachtet, wird dem Einwand Folge geleistet.

§ 5 - Mit Ausnahme von Artikel 12/1 § 2 Absatz 3, Artikel 14 § 2 Absatz 2 und Artikel 18 sind die Bestimmungen von Kapitel 3 Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 in Bezug auf persönliche Anhörungen und von Kapitel 3 Abschnitt 1 Unterabschnitt 4 in Bezug auf das Recht auf Beistand auf die in vorliegendem Artikel erwähnte persönliche Anhörung anwendbar."


Art. 3 - In Abschnitt 6 wird ein Artikel 35/6 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 35/6 - Vorladungen zu einer persönlichen Anhörung im Rahmen von Anträgen auf Zulassung zum Staatsgebiet wegen Staatenlosigkeit enthalten mindestens folgende Angaben:

- Ort und Datum der persönlichen Anhörung,

- Datum der Vorladung,

- gegebenenfalls Ankündigung der Anwesenheit eines Dolmetschers, der eine vom Betreffenden gesprochene Sprache beherrscht,

- Vermerk, dass der Betreffende sich am Tag der persönlichen Anhörung von einem Rechtsanwalt und einer Vertrauensperson beistehen lassen kann,

- Vermerk, dass der Betreffende, falls er an dem für die persönliche Anhörung festgelegten Datum nicht vorstellig wird, schriftlich die Gründe für seine Abwesenheit anführen muss,

- Konsequenzen, die sich ergeben können, falls der Betreffende es versäumt, einer Anfrage Folge zu leisten."


Art. 4 - In Abschnitt 6 wird ein Artikel 35/7 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 35/7 - § 1 ­ Wird der Betreffende zu einer persönlichen Anhörung vorgeladen, gewährleistet der Generalkommissar die Anwesenheit eines Dolmetschers, der eine vom Betreffenden gesprochene Sprache beherrscht.

§ 2 - Verfügt der Generalkommissar nicht über einen Dolmetscher, der eine vom Betreffenden gesprochene Sprache beherrscht, kann er den Betreffenden in der Vorladung auffordern, selbst einen Dolmetscher zur persönlichen Anhörung mitzubringen.

Lässt sich der Betreffende in dem in Absatz 1 erwähnten Fall nicht von einem Dolmetscher begleiten, kann der Generalkommissar auf der Grundlage der ihm zur Verfügung stehenden Sachverhalte eine Stellungnahme abgeben, ohne den Betreffenden anzuhören.

§ 3 - Betreffende können zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens vor dem Generalkommissariat entscheiden, keinen Dolmetscher mehr in Anspruch zu nehmen und auf die Hilfe eines Dolmetschers, der ihm vom Generalkommissar zur Verfügung gestellt worden ist, zu verzichten. In diesem Fall wird die persönliche Anhörung auf Französisch oder Niederländisch geführt. Die Entscheidung des Betreffenden wird vermerkt.

§ 4 - Die Artikel 20/1, 21 und 21/1 in Kapitel 3 Abschnitt 1 Unterabschnitt 5 in Bezug auf die Rolle des Dolmetschers finden auf in vorliegendem Artikel erwähnte Dolmetscher Anwendung."


Art. 5 - In Abschnitt 6 wird ein Artikel 35/8 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 35/8 - § 1 ­ Wenn der zu einer persönlichen Anhörung vorgeladene Betreffende nicht vorstellig wird, muss er dem Generalkommissar binnen acht Tagen nach dem vom Generalkommissar festgelegten Datum für die persönliche Anhörung einen triftigen Grund für seine Abwesenheit übermitteln.

Erachtet der Generalkommissar den Grund für triftig, muss er den Betreffenden zu einem späteren Zeitpunkt erneut vorladen.

Führt der Betreffende, nachdem er gemäß vorangehendem Absatz erneut vorgeladen worden ist, einen neuen triftigen Grund für seine Abwesenheit bei der anberaumten persönlichen Anhörung an, gibt der Generalkommissar auf der Grundlage der ihm zur Verfügung stehenden Sachverhalte eine Stellungnahme ab.

§ 2 - In Abweichung von § 1 Absatz 1 müssen Betreffende, die sich an einem bestimmten Ort, wie in den Artikeln 74/8 oder 74/9 des Gesetzes erwähnt, befinden oder im Hinblick auf ihre Ausweisung von einer in Artikel 68 erwähnten Sicherheitsmaßnahme betroffen sind, binnen zwei Tagen nach dem vom Generalkommissar festgelegten Datum für die persönliche Anhörung einen triftigen Grund für ihre Abwesenheit vorbringen.

§ 3 - Ist der Betreffende ohne triftigen Grund nicht bei der persönlichen Anhörung anwesend, unterrichtet der Generalkommissar den Minister beziehungsweise seinen Beauftragten über die Abwesenheit des Betreffenden ohne triftigen Grund."


Art. 6 - In Abschnitt 6 wird ein Artikel 35/9 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 35/9 - § 1 ­ Der Generalkommissar kann den Betreffenden schriftlich auffordern, weitere Auskünfte zu erteilen. Auskunftsanfragen können der Vorladung zur persönlichen Anhörung beigefügt oder separat versendet werden. Die in Artikel 35/5 vorgesehene Bestimmung über Notifizierungen ist ebenfalls auf diese Anfragen anwendbar.

§ 2 ­ Der Generalkommissar vermerkt in den Auskunftsanfragen ausdrücklich die Konsequenzen, die sich ergeben können, falls Betreffende es ohne triftigen Grund versäumen, einer Anfrage binnen dreißig Tagen ab Versendung der Auskunftsanfrage Folge zu leisten.

§ 3 ­ Wenn der Betreffende der Auskunftsanfrage nicht Folge leistet und keinen triftigen Grund dafür anführt, setzt der Generalkommissar den Minister beziehungsweise seinen Beauftragten davon in Kenntnis."


Art. 7 - Der mit der Einreise ins Staatsgebiet, dem Aufenthalt, der Niederlassung und dem Ausweisen von Ausländern beauftragte Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


Gegeben zu Brüssel, den 6. September 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Innern, der Institutionellen Reformen
und der Demokratischen Erneuerung
A. VERLINDEN

Die Staatssekretärin für Asyl und Migration
N. DE MOOR
